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münchen
- Es gilt das gesprochene Wort –
Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin,
sehr geehrte Abgeordnete,

sehr geehrte Oberbürgermeister und Bürgermeister,

sehr geehrte Präsidenten und Hauptgeschäftsführer,

sehr geehrte Damen und Herren,
im Namen des Handelsverbands Bayern möchte ich Sie herzlich zu unserem Neujahrsempfang begrüßen. Wir freuen uns, dass Sie wieder so zahlreich unserer Einladung in den Bayerischen Hof gefolgt sind.

Wir stehen am Beginn des neuen Jahres. Und obwohl schon einige Tage ins Land gegangen sind, möchte ich gleich zu Beginn die Gelegenheit nutzen und Ihnen alles Gute, Glück, Gesundheit, Erfolg und Zufriedenheit im neuen Jahr wünschen.
Meine Damen und Herren,
im Herbst vergangenen Jahres wurden bundes-  aber auch landespolitisch die Weichen für die Entwicklung unseres Landes gestellt. Deutscher Bundestag und Bayerischer Landtag sind neu gewählt worden. 
Wenn man nun durch den schwarz-roten Koalitionsvertrag blättert, muss man leider aus Sicht der Wirtschaft, aus Sicht des Handels feststellen, dass sich unsere Hoffnungen nicht erfüllt haben. Unsere Befürchtungen allerdings haben sich bestätigt.

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die neue Bundesregierung eine Plattform zur Entwicklung neuer Perspektiven für den Einzelhandel schaffen will. Dies zeigt, dass man in Berlin erkannt hat, dass sich unsere Branche
durch das explosionsartige Wachstum des Online-Handels in einem verschärften Strukturwandel befindet.

Dass die neue Bundesregierung die Steuern nicht erhöhen will, ist richtig und wichtig. Steuererhöhungen sind Gift für die Konjunktur. Steuererhöhungen zur Haushaltskonsolidierung lehnen wir strikt ab. Der Staat hat kein Einnahmenproblem, sondern ein Ausgabenproblem. Hoffen wir also, dass die neue Bundesregierung auch Wort hält und die Steuern nicht erhöht.
Enttäuschend ist, dass im schwarz-roten Koalitionsvertrag kein Wort über die Abschaffung der kalten Progression steht. Dabei brauchen wir in Deutschland eine Politik, die den Bürgern endlich wieder Geld zurückgibt. In Deutschland muss ein Durchschnittsverdiener von jeder Lohnerhöhung etwa die Hälfte an den Fiskus abgeben. 

Es ist die kalte Progression, die bei jeder nominalen Erhöhung des Bruttolohns gleich auch die Einkommenssteuer ansteigen lässt. Diese Zunahme der absoluten Steuerlast bei jeder Gehaltserhöhung ist wachstums- und leistungsschädlich. 
Die Abschaffung der kalten Progression wäre mehr als ein positives Signal für die Steuerzahler und den privaten Konsum. Es wäre ein längst überfälliger Schritt in Richtung mehr Gerechtigkeit gewesen.

Sehr ärgerlich ist auch die geplante Einführung eines einheitlichen gesetzlichen Mindestlohns. Um es ganz klar zu sagen: Der HBE ist entschieden gegen die Einführung eines gesetzlichen Mindestlohnes. 
Ein Mindestlohn stärkt nicht die Binnenkonjunktur, sondern er produziert unter dem Strich sogar Arbeitslosigkeit.  Denn ein realitätsfernes Mindestlohnniveau verhindert den Einstieg in Arbeit. Wer seit Jahren arbeitslos oder gering qualifiziert ist, kann durch einen solchen Mindestlohn jegliche berufliche Perspektiven verlieren.  Mindestlohn ist damit sogar das Gegenteil von sozialer Gerechtigkeit.
Die Festlegung der Löhne muss auch in Zukunft allein die Aufgabe der Tarifparteien sein. Wir haben in Deutschland ein seit vielen Jahrzehnten funktionierendes Tarifsystem. Wir brauchen keine staatliche Bevormundung bei der Lohnfindung. 
Bundesweit einheitliche Löhne werden außerdem nicht den besonderen regionalen Gegebenheiten gerecht werden. Leider ist die politische Entscheidung gefallen. Jetzt kommt es daher aus unserer  Sicht entscheidend darauf an, dass wir  praxisgerechte Regelungen bekommen. Denkbar sind hier realistische Übergangsfristen und Ausnahmeregelungen.
Letztere sollte es z. B. für Rentner, Studenten und Praktikanten geben. Diese verdienen sich meist etwas hinzu und bestreiten mit ihrer Tätigkeit nicht ihren gesamten Lebensunterhalt. Ein Mindestlohn wäre hier ein richtiger Arbeitsplatzvernichter, da viele Jobs bei einem gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro wohl nicht mehr angeboten werden. 
Auch die Absicht von Union und SPD, den Rentenbeitrag für 2014 nicht abzusenken, findet nicht unseren Beifall. Stattdessen wird der Rentenversicherungsbeitrag bei 18,9 Prozent eingefroren. Mit den Mehreinnahmen von knapp sechs Milliarden Euro sollen neue Leistungen, wie z.B. die Mütterrente, die abschlagsfreie Rente für langjährig Versicherte und höhere Erwerbsminderungsrenten bezahlt werden. 
Der Verzicht auf die eigentlich gesetzlich vorgesehene Senkung des Beitragssatzes ist sehr ärgerlich. Denn Arbeitnehmer und Arbeitgeber wären entlastet worden. Dies hätte der deutschen Wirtschaft sicherlich gut getan. 

Ausdrücklich begrüßt wird von uns die Erhöhung der Mittel zur Städtebauförderung. Dies ist sehr erfreulich, denn so können Städte und Gemeinden die enormen Herausforderungen durch den wirtschaftlichen, sozialen,

demographischen und ökologischen Wandel besser meistern. Innenstädte und Ortskerne sind Herzkammern unserer Kommunen. Wir müssen sie in ihrem Anpassungsprozess an die veränderten Rahmenbedingungen nach Kräften unterstützen.
Städtebauförderung ist ein probates Mittel, die Attraktivität unser Innenstädte zu steigern und die nötigen Revitalisierungsmaßnahmen einzuleiten oder zu sichern. Dass die Bundesregierung die Mittel für dieses etablierte Instrument zur Unterstützung einer zukunftsfähigen Stadtentwicklung aufstockt ist daher lobenswert. Denn der Einzelhandel profitiert von vielen Städtebauförderprogrammen entweder direkt oder indirekt.
Bei der Energiewende hätten wir uns endlich den längst überfälligen Neuanfang gewünscht. Doch davon kann überhaupt keine Rede sein. Im Koalitionsvertrag von Union und SPD findet man dazu wenig Konkretes, sondern nur eher vage Pläne. 

Um es ganz deutlich zu sagen: Wir stehen zu den Zielen der Energiewende, allerdings müssen die Kosten gerecht verteilt und für den Einzelhandel tragbar sein. Es kann nicht sein, dass ausgerechnet der Mittelstand und die Verbraucher allein die Kosten dafür aufbringen müssen. Die EEG-Umlage ist für viele Händler nicht mehr tragbar. 

Gerade für den mittelstandsgeprägten Einzelhandel stellt jede Erhöhung der Strompreise eine große Herausforderung dar, die zu existenziellen Problemen führen kann. Außerdem sind höhere Stromkosten mit Blick auf die Binnenkonjunktur Gift. Der Handel ist doppelt betroffen, weil die Kaufkraft der Privathaushalte und die Ertragslage der Unternehmen geschwächt wird. 

Wir brauchen bei dem Ausbau der erneuerbaren Energien mehr Marktwirtschaft. Das Erneuerbare Energien Gesetz (EEG) muss grundlegend neu ausgerichtet werden.

Die Bundesregierung will den Kostenanstieg zwar etwas dämpfen, eine echte Senkung der Kosten ist leider nicht in Sicht. Dass die bisher von den Kosten des EEG weitgehend befreite energieintensive Industrie stärker an den Ausgaben beteiligt werden soll, ist mit Blick auf eine faire Lastenverteilung richtig. Es kann nicht sein, dass nur  Verbraucher und nicht privilegierte Betriebe zahlen. 

Meine Damen und Herren,

ich möchte am Schluss noch kurz zu einem Thema kommen, das in der Politik schon seit einiger Zeit kontrovers diskutiert wird: Die Einführung einer Pkw-Maut. 
Lassen sie mich dazu folgendes sagen: 

Es ist sicherlich gut, dass im Zuge dieser  Debatte endlich eine grundsätzliche Debatte über den Erhalt sowie Ausbau der Verkehrsinfrastruktur geführt wird. Denn die  Anforderungen an das deutsche Infrastrukturnetz werden durch das erhöhte national sowie international verursachte  Verkehrsaufkommen in den kommenden Jahren steigen. 
Die deutsche Verkehrsinfrastruktur gilt seit Jahren als unterfinanziert. Doch wir haben kein grundsätzliches Einnahmeproblem, sondern die Prioritäten wurden von Seiten der Politik seit Jahren falsch gesetzt. Hier muss der Hebel angesetzt werden. Die Schaffung einer neuen Einnahmequelle durch die PKW-Maut zur Deckung der Finanzierungslücke ist der falsche Weg. 

Bei der EU-Kommission stößt die geplante Pkw-Maut auf sehr große Skepsis. Kritisch werden in Brüssel vor allen Dingen die Rabatte für deutsche Autos gesehen.

Letztendlich wirkt die PKW-Maut also für den Verbraucher wie eine weitere Steuer, da das Nettoeinkommen dadurch weiter reduziert wird. Die Folge ist eine Schwächung der Binnenkonjunktur, und somit einer der wichtigsten Säulen der deutschen Wirtschaft in der Wirtschaftskrise.
Außerdem ist eine PKW-Maut auch politisch das falsche Signal. Wird sie doch im Handel auch als möglicher Türöffner für weitere Wegezölle oder Verkehrsbeschränkungen gesehen. Umweltzonen oder City-Maut sind jedoch Gift für unsere Innenstädte. 

Meine Damen und Herren,

an dieser Stelle möchte ich schließen. Es gäbe noch eine ganze Reihe von wichtigen Punkten, aber ich möchte Ihre Geduld nicht unnötig strapazieren.
Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit und darf die Präsidentin des Bayerischen Landtags, Frau Barbara Stamm,  nach vorne bitten.
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